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a) § 4 Abs. 1 und 2 AVBGasV ist mit dcn Transparenzanfor- 
derungcn dcr Gas-Richtlinie 2003/55/EG nicht vcrcinbar.
b) § 4 Âbs. 1 und 2 AVBGasV kann daher ein gesetzlichcs 
Recht des Gasvcrsorgungsuntcrnchmens, gegenüber Tarif- 
kunden die Preisc cinscitig nach billigem Ermessen zu ândern, 
nicht (mehr) cntnom m cn werden.
c) Dcr G rundsatz dcr richtlinicnkonformen Auslegung na- 
tionalcn Rcchts findet do rt seine Grcnzc, wo die nationale 
Vorschrift nicht richtlinienkonform  ausgelegt werden kônnte, 
ohnc dabei die Grcnzcn dcr verfassungsrechtlichen Bindung 
des Richtcrs an das Gcsetz zu sprengen. Einc richtlinienkon- 
forme Auslegung setzt daher voraus, dass durch cine solchc 
Auslegung der crkcnnbarc Wille des Gesetz- oder Verord- 
nungsgebers nicht verandert wird, sondern die Auslegung 
scinem Willcn (noch) entspricht.
d) Ein den Transparcnzanforderungen der Gas-Richtlinie 
2003/55/EG entsprcchcndcs Preisânderungsrccht kann nicht 
aus einer richtlinienkonformen Auslegung des § 4 Abs. 1 und 
2 AVBGasV oder der die G rundversorgung betreffenden Vor-. 
schriften des Energiewirtschaftsgesetzes hergeleitet werden, 
da eine solche Auslegung über den crkcnnbarcn Willen des 
nationalcn Gcsetz- und Verordnungsgebers hinausginge.
e) Die hierdurch im Tarifkundenvertrag eingetretenc Rege- 
lungslücke ist im Wege einer gebotenen erganzenden Vertrag- 
sauslegung (§§ 157, 133 BGB) dahingehend zu schlicften, dass 
das Gasversorgungsuntcrnchm en berechtigt ist, Kostenstei- 
gerungen seiner eigenen (Bezugs-)Kostcn, soweit diese nicht 
durch Kostensenkungen in anderen Bereichcn ausgcglichen 
werden, an den Tarifkunden weiterzugeben, und das Gasver- 
sorgungsunternehmen verpflichtet ist, bei einer Tarifanpas- 
sung Kostensenkungen ebenso zu berücksichtigcn wie Kos- 
tenerhôhungen. D cr nach dieser Maftgabe berechtigterwcisc 
erhôhte Preis w ird zum vereinbarten Preis. Für eine zusatz- 
liche Billigkeitskontrolle gemâft § 315 BGB ist deshalb kein 
Raum.
f) Die Bcurteilung, ob die Prciserhôhungen des Energiever- 
sorgungsunternehmens -  wie im Rahm cn des vorgenannten 
Preisânderungsrcchts erforderlich -  dessen (Bezugs-)Kosten- 
steigerungen (hinrcichcnd) abbilden, hat der Tatrichter auf der 
Grundlage der U m standc des Einzclfalls und unter Berück- 
sichtigung der Schatzungsmôglichkeit nach § 287 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 287 Abs. 1 Satz 1 £ P O  vorzunehmen.
g) Dabei ist zu berücksichtigcn, dass die Weitergabe der 
Kostensenkungen und Kostenerhôhungen nicht tagesgenau 
erfolgen muss, sondern auf die Kostenentwicklung in cinem 
gewissen Zeitraum abzustcllcn ist. Die Bemessung dieses 
Zeitraums obliegt der Beurteilung des Tatrichters nach den 
Umstandcn des Einzelfalls. In  den meisten Fallen wird das 
Gaswirtschaftsjahr ein gecignetcr Prüfungsmafistab sein.
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h) Von dem aus der ergànzenden Vertragsauslegung folgen- 
den Preisanderungsrecht des Energieversorgungsunterneh- 
mens nicht umfasst sind Preiserhôhungen, die über die blotëe 
Weitergabe von (Bezugs-)Kostensteigerungen hinausgehen 
und der Erzielung eines (zusatzlichen) Gewinns dienen. E t- 
was anderes gilt -  sowohl im Falle der Rückforderung al$ 
auch im Falle der Rcstforderung von Entgelt für Energieliefe- 
rungen -  allerdings unter bestimmten Voraussetzungen dann, 
wenn bei einem langjàhrigen Energielieferungsverhaltnis der 
Kunde die Preiserhôhung nicht innerhalb eines Zcitraums von 
drei Jàhren nach Zugang der jeweiligen Jahresabrechnung, in 
der die Preiserhôhung erstmals berücksichtigt worden ist, be- 
anstandet hat. D er danach maftgebliche Preis tritt an die Stcllc 
des Anfangspreises......................‘........ ...... ,................... ..... :..........

a) Die Zivilgerichtc habcn im Rahmen eines Rechrsstreits 
über ein M ieterhôhungsverlangen zu prüfen, ob eine von der 
Landcsregicrung erlassene Kappungsgrenzen-Verordnung 
den A nforderungen an die gesetzliche Ermâchtigung in § 558 
Abs. 3 Satz 3 BGB in Verbindung mit Satz 2 genügt und auch 
im Übrigcn mit hôhcrrangigem Recht in Einklang stcht.
b) Die vorgenannte gesetzliche Ermachtigungsgrundlage ge­
nügt dem Bestimmtheitsgebot nach A rt. 80 Abs. 1 Satz 2 GG  
und verstoftt weder gegen die Eigentumsgarantie des Art. 14 
Abs. 1 GG  noch gegen den allgemeinen Gleichbchandlungs- 
grundsatz (Art. 3 Abs. 1 G G ) oder gegen die Vertragsfreiheit 
(Art. 2 Abs. 1 GG).
c) Die Kappungsgrenzen-Verordnung des Landes Berlin vom 
7. Mai 2013 (GVB1. S. 128) hait sich im Rahm en des der Lan- 
desregierung als demokratisch legitimiertem und politischem 
Staatsorgan von der gesetzlichen Ermâchtigung in mehrfa- 
cher Hinsicht cingeraumtcn politischcn Beurteilungs- und 
Gestaltungsspielraums. D ieser ist von den Fachgerichten nur 
beschrankt dahin überprüfbar, ob die gefroffene Maftnahme 
den Rahmen der Zweckbindung der gesetzlichen Ermachti- 
gung überschreitet.
d) Die Kappungsgrenzen-Verordnung des Landes Ber­
lin vom 7. Mai 2013 genügt ihrerseits den verfassungs- 
rechtlichcn Anforderungen. Sie verletzt weder die Eigen­
tumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 G G ) noch den allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 G G ) oder die 
Vertragsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 G G )............................... ..............

209

246

ISBN 978-3-452-28601-7


